
UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
04/2017 vom 26.04.2017 

- 182 - 

 
  
 DOK 

370.1:371.1:372.1:753.3 
 
Die Bindungswirkung des § 108 SGB VII erstreckt sich nur auf die Feststellung, ob ein Ver-
sicherungsfall in der gesetzlichen Unfallversicherung gegeben ist, nicht darauf, ob ein We-
ge- (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII) oder Betriebswegeunfall (§ 8 Abs. 1 SGB VII) vorliegt.  
 
Die Entscheidung über das Vorliegen eines Wege- oder Betriebswegeunfalls ist rein haf-
tungsrechtlicher Natur und nicht vom Unfallversicherungsträger zu entscheiden. 
 
§ 8 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, § 108 SGB VII 
 
Urteil des LSG Thüringen vom 09.06.2016 – L 1 U 171/15 – 
Aufhebung und Abänderung des Urteils des SG Gotha vom 17.11.2014 – S 18 U 6077/12 –  
 

Die Beteiligten streiten darüber, ob der anerkannte Arbeitsunfall des Klägers ein Wege- oder 
ein Betriebswegeunfall war. 
Der Kläger wurde in 2010 auf dem Parkplatz für Betriebsangehörige von einer Kollegin der Bei-
geladenen zu 1 angefahren und verletzt. Der Schadensersatzprozess gegen die Beigeladene 
zu 2, eine Versicherungsgesellschaft, wurde vom LG Erfurt (Az.: 901039/11) mit Beschluss vom 
04.11.2011 nach § 108 SGB VII ausgesetzt, um u.a. zu klären, ob ein Versicherungsfall in der 
gesetzlichen Unfallversicherung vorlag. 
Die Beklagte erkannte den Unfall als Arbeitsunfall nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII, also als 
Wegeunfall, an und bejahte ihre Leistungspflicht. Hiergegen legte die Beigeladene zu 2 Wider-
spruch ein; es liege kein Wegeunfall, sondern ein Betriebswegeunfall vor. Mit Bescheid stellte 
die Beklagte daraufhin fest, dass ein Unfall nach § 8 Abs. 1 SGB VII vorgelegen habe. Dage-
gen legte der Kläger Widerspruch ein, den die Beklagte als unbegründet zurückwies. 
Das SG Gotha wies die Klage ab; der Unfallort habe nicht im öffentlichen Verkehrsraum gele-
gen.  
Im Berufungsverfahren vor dem LSG Thüringen wurde zunächst ein Vergleich geschlossen, 
der jedoch widerrufen wurde. Daraufhin hob der Senat das erstinstanzliche Urteil im Verfah-
ren nach § 124 Abs. 2 SGG (ohne mündliche Verhandlung) auf, soweit das SG Gotha ent-
schied, dass ein Betriebswegeunfall nach § 8 Abs. 1 SGB VII vorgelegen habe. Das SG sei zu 
Recht davon ausgegangen, dass die Anfechtungsklage zulässig sei und der Kläger ein Recht-
schutzbedürfnis habe. Die Feststellung, dass der Kläger einen Arbeitsunfall erlitten habe, sei 
ein Verwaltungsakt. Jedoch sei die Feststellung der Beklagten rechtswidrig, soweit sie ent-
schieden habe, dass ein Wege- oder Betriebswegeunfall vorliege; diese Entscheidung be-
schwere den Kläger in seinen Rechten. Eine solche Feststellung entfalte auch keine Bin-
dungswirkung nach § 108 SGB VII. Die Bindungswirkung nach § 108 SGB VII erstrecke sich 
nur darauf, ob eine Versicherungsfall gegeben ist, welche Leistungen zu erbringen sind und 
welcher Unfallversicherungsträger zuständig ist. Eine Erstreckung der Bindungswirkung auf an-
dere Tatbestandsmerkmale sei nicht möglich. Soweit die Beklagte entschieden habe, dass ein 
Betriebswegeunfall vorliege, habe sie den Rechtsschein eines bindenden Verwaltungsaktes 
gesetzt, dessen Beseitigung der Kläger nach Art. 19 Abs. 4 GG verlangen könne. Es sei auch 
keine Obliegenheit der Beklagten, die zivilrechtliche Position des Klägers zu präjudizieren, 
denn die Entscheidung über einen Wege- oder Betriebswegeunfall sei rein haftungs-
rechtlicher Natur. 
Soweit der Kläger zusätzlich auch noch beantragt habe, die Entscheidung über das Vorliegen 
eines Wegeunfalls im ersten Bescheid der Beklagten aufzuheben, sei hierin eine Anfechtungs-
klage zu sehen; dieser Klageantrag sei ohne Vorverfahren zulässig (wird ausgeführt, s. S. 189). 

 
Das Landessozialgericht Thüringen hat mit Urteil vom 09.06.2016 – L 1 U 171/15 –  
wie folgt entschieden: 
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